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Folter im spanischen Staat 


Vorbemerkung der Fragesteller 

Anfang November 2008 hat die Menschenrechtsorganisation Amnesty Inter- 
national (ai) die spanische Regierung dringend aufgefordert, die Empfehlun- 
gen des UN-Menschenrechtskomitees zur Prävention von Folter und Miss- 
handlungen umzusetzen. In seinem fünften periodischen Bericht zur Prüfung 
der Realisierung des „Internationalen Paktes über bürgerliche und politische 
Rechte“ im spanischen Staat hatte das UN-Menschenrechtskomitee am 
27. Oktober 2008 fortdauernde Foltervorwürfe gegen Sicherheitskräfte regis- 
triert. Es wurde kritisiert, dass bislang keine angemessenen Maßnahmen zur 
Folterprävention getroffen wurden, zu denen sich die spanische Regierung 
durch die Unterzeichnung des freiwilligen UN-Abkommens gegen Folter und 
andere grausame, unmenschliche oder entwürdigende Behandlungen oder Be- 
strafungen im Jahr 2006 verpflichtet hatte (http://www.amnesty.org/en/library/ 
info/EUR4 1/020/2008/en). 

Die 44 in der Koordination für Folterprävention (Coordinadora para la Pre- 
venciön de la Tortura) im spanischen Staat zusammengeschlossenen Men- 
schenrechtsorganisationen haben mehr als 5 000 Beschwerden über Folter und 
Misshandlungen in Gefängnissen, Polizeiwachen, Jugenderziehungsheimen 
und Flüchtlingslagern sowie durch Sicherheitskräfte auf öffentlichen Plätzen 
während der letzten sieben Jahre gesammelt (http://www.libertysecurity.org/ 
IMG/pdf_Report-CPT-to-HRlC.pdf). 

Der spanische Koordinator des Komitees zur Folterprävention beim Europarat 
(CPT) nannte bei der Vorlage seines Jahresberichts für 2007 die Zahl von 610 
dokumentierten Beschwerden über Misshandlungen (http://www.state.gOv/g/ 
drl/rls/hrrp t/2007/1 00586.htm). 

Die Methoden der Folter und Misshandlung sind so angelegt, dass sie keine 
bleibenden Spuren hinterlassen und später nicht bewiesen werden können. Sie 
umfassen nach Aussagen der baskischen Anti-Folter-Gruppe (Torturaren 
Aurkako Taldea - TAT) Schläge, das Herbeiführen von Erstickungsanfällen 
durch über den Kopf gezogene Plastiktüten oder Untertauchen in Badewan- 
nen, physische Übungen bis zum körperlichen Zusammenbruch, Elektro- 
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Schocks, sexuelle Angriffe, Scheinhinrichtungen und Schlafentzug (http:// 
WWW. stoptortura. com/metodoZerrendal.php) . 

TAT ist der Auffassung, „dass im spanischen Staat systematisch gefoltert 
wird“ (http://www.raulzelik.net/textarchiv/basken/Folter.htm). Demgegenüber 
hält Amnesty International die Misshandlungen durch spanische Sicherheits- 
kräfte zwar nicht für Routine, betont aber gleichwohl aufgrund eigener Unter- 
suchungen, dass es sich dabei keineswegs nur um seltene Ausnahmefalle unter 
der Verantwortung einer Handvoll fehlgeleiteter Polizeibeamter handelt. Am- 
nesty beklagt dabei eine weitestgehende Straflosigkeit von Polizeibeamten in 
Fällen von Folter und anderer Misshandlung (http://www.amnesty.org/ 
en/library/asset/EUR4 1 /007/2007/en/dom-EUR4 1 0072007en.html). 

Seit langem kritisieren Menschenrechtsorganisationen eine gesetzliche Son- 
derbestimmung, die bei Terrorverdächtigen - in der Regel Basken oder Mus- 
lime - eine bis zu 13 Tage dauernde Haft unter Kontaktsperre ermöglicht. 
Diese prison incomunicada sei eine „Folterungen Vorschub leistende Praxis“ 
(http://www.amnesty.de/umleitung/1998/deu03/025?lang=de%26mimetype- 
%3dtext%2fhtml). Bei den intensiven Verhören durch die Guardia Civil oder 
die Nationalpolizei während dieser prison incomunicada hat der Beschuldigte 
weder Anrecht auf einen Vertrauensanwalt noch auf die Untersuchung durch 
einen unabhängigen Arzt. Der Coordinadora para la Prevenciön de la Tortura 
liegen 165 Foltervorwürfe während der prison incomunicada in den Jahren 
2004 bis 2007 vor (http://www.libertysecurity.org/lMG/pdf_Report-CPT-to- 
HRlC.pdf). Bislang weigert sich die spanische Regierung, der Empfehlung 
des UN-Menschenrechtskomitees nachzukommen und die Zeit in der Kon- 
taktsperre obligatorisch lückenlos per Video dokumentieren zu lassen. 

Die Mehrzahl der von Folter und Misshandlungen Betroffenen sind Aktive so- 
zialer Bewegungen, Flüchtlinge sowie Migrantinnen und Migranten, Gefan- 
gene und Verhaftete unter Kontaktsperre. Betroffen sind insbesondere Aktive 
der baskischen Nationalbewegung, von denen sich rund 750 in Haft befinden. 
Letztere leiden unter zusätzlichen Haftverschärfungen, da sie nieht heimatnah, 
sondern oft hunderte oder tausende Kilometer entfernt etwa in der nordafrika- 
nischen Enklave Ceuta oder auf den kanarischen Inseln inhaftiert werden. Für 
die Angehörigen der Gefangenen sind Besuche nur unter großen zeitlichen 
und finanziellen Aufwand möglich. 

Auf der Liste terroristischer Personen und Organisationen des EU-Ministerra- 
tes werden neben der für zahlreiche Anschläge verantwortlichen bewaffneten 
baskischen Gruppierung ETA eine Reihe von baskischen Organisationen als 
terroristisch aufgefuhrt, die im spanischen Staat als angebliche ETA- 
Frontorganisationen verboten sind, darunter die Partei Batasuna und die Ge- 
fangenenhilfsorganisation Gestoras pro-amnistia. Zudem wird eine Reihe von 
Personen baskischer Nationalität als ETA-Unterstützer namentlich genannt. 
Für eine Auflistung auf der Terrorliste ist die Zustimmung der Bundesregie- 
rung im zuständigen Gremium des Emoparates erforderlich. 


Vorbemerkung der Bundesregierung 

Spanien ist als demokratischer Rechtsstaat seit 1986 Mitglied der Europäischen 
Union. Es ist den wichtigsten Menschenrechtsabkommen beigetreten. Die spa- 
nische Justiz ist unabhängig und garantiert die Einhaltung internationaler Men- 
schenrechtsstandards. Dies gilt auch für das Baskenland. Dort und in ganz Spa- 
nien verfolgt die terroristische Organisation ETA ihre politischen Ziele mit Ge- 
walt, Erpressung und Terror und schreckt dabei auch vor Mordaktionen nicht 
zurück. 


1. Inwieweit sind der Bundesregierung Berichte des UN-Menschenrechts- 
komitees, des Komitees für Folterprävention beim Europarat sowie von 
Menschenrechtsorganisationen wie Amnesty International oder der Coor- 
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dinadora para la Prevenciön de la Tortura über Folter und Misshandlungen 
durch Sicherheitskräfte im spanischen Staat bekannt? 

a) Wenn ja, inwieweit hält die Bundesregierung diese Berichte für glaub- 
würdig? 

b) Waren diese Berichte bereits Thema von Erörterungen bundesdeutscher 
Behörden? 

Wenn ja, zu welchem Anlass, und mit welchem Ergebnis? 

Der an die spanische Regierung gerichtete Bericht des VN -Menschenrechtsaus- 
schusses zum fünften periodischen spanischen Staatenbericht ist der Bundesre- 
gierung bekaimt. Die Bundesregierung geht davon aus, dass sich die spanischen 
Behörden intensiv mit den Schlussfolgerungen und Empfehlungen des Berich- 
tes auseinandersetzen. 

Der Bundesregierung sind ebenfalls die Berichte des Komitees zur Verhütung 
von Folter und unmenschlicher oder erniedrigender Behandlung oder Strafe 
(CPT) beim Europarat bekannt. Das CPT führte bislang fünf periodische Besu- 
che in Spanien durch, zuletzt im September 2007. Zuvor war am 10. Juli 2007 
auf spanischen Wunsch der Bericht des CPT über dessen Besuch in Spanien im 
Dezember 2005 veröffentlicht worden. Dieser enthält u. a. die Darstellung von 
vier Fällen, in denen das CPT offenbar eine Misshandlung durch Sicherheits- 
kräfte für wahrscheinlich hält. Die spanische Regierung hat zu diesen Fällen 
und den daraus resultierenden Empfehlungen des CPT ausführlich öffentlich 
Stellung genommen. Berichte des CPT werden im Europarat vorgestellt und er- 
örtert. 

Die übrigen Berichte und die darin getroffenen Feststellungen sind von so un- 
terschiedlicher Qualität, dass sie keine allgemeinen Aussagen zur Glaubwür- 
digkeit zulassen. 

Die Bundesregierung nimmt die Berichte im Rahmen ihrer Menschenrechts- 
politik zur Kenntnis. Inwieweit sich Landesbehörden mit ihnen befassen, ent- 
zieht sich der Kenntnis der Bundesregierang. 


2. Unterhält die Bundesregierung zur Einschätzung der Menschenrechtssitua- 
tion im spanischen Staat Kontakte zu Nichtregierungsorganisationen 
(NRO) aus dem Menschenrechtsbereich, und wenn ja, zu welchen? 

Die Bundesregierung unterhält auch in Spanien über ihre Auslandsvertretungen 
Kontakt zu NROs aus dem Menschenrechtsbereich, z. B. Amnesty Internatio- 
nal, Red Acoge, CEAR. 


3. Inwieweit hält die Bundesregierung die von Menschenrechtsorganisatio- 
nen, UN- und EU-Kommissionen beanstandete Praxis fortdauernder Folter 
und Misshandlungen durch Sicherheitskräfte im spanischen Staat mit der 
Europäischen Menschenrechtskonvention (EMRK) für vereinbar? 

Die Europäische Konvention zum Schutze der Menschenrechte und Grandfrei- 
heiten sieht in Artikel 3 ein Verbot der Folter vor. Alle 47 Mitgliedstaaten 
haben darüber hinaus das Europäische Übereinkommen zur Verhütung von Fol- 
ter und unmenschlicher oder erniedrigender Behandlung oder Strafe ratifiziert. 
Die Bundesregierung orientiert sich bei der Einschätzung daher primär an den 
Berichten der zur Überwachung von Menschenrechtsverletzungen im Europa- 
ratsrahmen eingerichteten Institutionen. Soweit das Komitee zur Verhütung von 
Folter und unmenschlicher oder erniedrigender Behandlung oder Strafe (CPT) 
oder der Menschenrechtskommissar des Europarats in Einzelfällen Verstöße 
gegen die eingegangenen Verpflichtungen feststellen und die spanische Regie- 
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rang zur Abhilfe auffordem, nimmt die Bundesregierung dies zur Kenntnis und 
geht davon aus, dass die spanische Regierung gemeinsam mit dem Europarat 
diese Fälle klärt und entsprechende Maßnahmen ergreift. 


4. Hat die Bundesregierung bereits auf bilateraler Ebene oder im Rahmen in- 
ternationaler Organisationen wie der UNO oder EU Schritte unternommen, 
um die spanische Regierung zur Umsetzung von Präventionsmaßnahmen 
gegen Folter zu bewegen? 

a) Wenn ja, welche? 

b) Wenn nein, sind solche Schritte in der näheren Zukunft geplant? 

Die Bundesregierung arbeitet auch im Menschenrechtsbereich eng mit Spanien 
zusammen. Sie hat keinen Anlass, daran zu zweifeln, dass die spanische Regie- 
rung die angemessenen und notwendigen Maßnahmen trifft. 

Im Rahmen des Europarats wurde die spanische Regierung etwa durch das 
Komitee zur Verhütung von Folter und unmenschlicher oder erniedrigender 
Behandlung oder Strafe (CPT) und den Menschenrechtskommissar zu Präven- 
tionsmaßnahmen aufgefordert; deren Umsetzung unterliegt gleichfalls dem 
Monitoring des Europarats. Im Übrigen wird auf die Antwort zu Frage 3 ver- 
wiesen. 


5. Inwieweit sieht die Bundesregierung angesichts der Berichte über Folter 
und Misshandlungen Gefangener durch Sicherheitskräfte im spanischen 
Staat eine Gefahr für Personen, die aufgrund internationaler Haftbefehle 
aus der Bundesrepublik Deutschland an die spanische Justiz ausgeliefert 
werden? 

a) Wie viele Auslieferungsersuchen der spanischen Justiz aufgrund inter- 
nationaler Haftbefehle wurden in den letzten zehn Jahren an die 
Bundesrepublik Deutschland gerichtet? 

Der Auslieferangs- und Rechtshilfeverkehr mit Spanien verläuft auf unmittel- 
barem Geschäftsweg zwischen den zuständigen Justizbehörden. Das Bundes- 
amt für Justiz ist zur Erstellung der Auslieferangsstatistik über alle Ausliefe- 
rangsfälle zu informieren, ln der Auslieferangsstatistik sind in den letzten zehn 
Jahren 100 Ersuchen um Auslieferung nach Spanien erfasst. 

b) In wie vielen Fällen kamen deutsche Justizbehörden dem Ausliefe- 
rungsersuchen nach? 

Statistische Angaben zur Frage, ob Auslieferangsersuchen auf der Grundlage 
eines Europäischen Flaftbefehls bewilligt werden, liegen lediglich für das Jahr 
2007 vor. In jenem Jahr wurden von elf Ersuchen zwei abgelehnt, weil sie auf 
die Vollstreckung von Freiheitsstrafen gegen deutsche Staatsangehörige gerich- 
tet waren. 


c) Inwieweit ist der Bundesregierung bekarmt, ob ausgelieferte Personen 
im spanischen Staat Folter oder sonstiger erniedrigender Behandlung 
von Seiten der Sicherheitskräfte ausgesetzt waren? 

Der Bundesregierung sind keine Fälle von Folter oder erniedrigender Behand- 
lung gegenüber aus Deutschland ausgelieferten Personen durch spanische 
Sicherheitskräfte bekannt. In einem Einzelfall hat sich das Oberlandesgericht 
Nürnberg in seinem Beschluss vom 4. August 2003 (Az. OLG Ausl 6/03) mit 
der Frage drohender Folter auseinandergesetzt und festgestellt, dass bezüglich 
Spanien keinerlei Anhaltspunkte für die Gefahr einer menschenrechtswidrigen 
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Behandlung des Verfolgten in Form von Folter oder sonstiger unmenschlicher 
Behandlung nach der Auslieferung Vorgelegen hätten. Mit dem Beschluss 
wurde die Auslieferung für zulässig erklärt. Das Bundesverfassungsgericht hat 
die dagegen gerichtete Verfassungsbeschwerde nicht zur Entscheidung ange- 
nommen. 


d) Inwieweit bemüht sich die Bundesregiemng, Kenntnis über das weitere 
Schicksal von Personen zu erlangen, die von deutschen Justizbehörden 
an die spanische Justiz ausgeliefert wurden? 

Nach Spanien ausgelieferte Personen werden, wenn sie dies wünschen, von der 
zuständigen Auslandsvertretung konsularisch betreut. Dies umfasst insbeson- 
dere auch regelmäßige Haftbesuche und die Möglichkeit für die ausgelieferten 
Personen, die Auslandsvertretungen über eventuelle Missstände oder schlechte 
Behandlung zu informieren. 

e) Welche Schlussfolgemngen zieht die Bundesregierang aus den Berich- 
ten über regelmäßige Folter und Misshandlugen durch Sicherheitskräfte 
im spanischen Staat für zukünftige Auslieferangsersuchen durch Justiz- 
behörden im spanischen Staat? 

Die Bundesregierung geht davon aus, dass in Spanien alle Menschenrechtsstan- 
dards gewahrt werden. Im Übrigen wird auf die Vorbemerkung der Bundes- 
regierung verwiesen. 

f) Welche Fälle sind der Bundesregierung aus den letzten zehn Jahren be- 
kannt, in denen Inhaber einer Aufenthalts- bzw. Niederlassungserlaub- 
nis, die in der Bundesrepublik Deutschland als (politische) Flüchtlinge 
anerkannt, in Spanien aufgrund eines internationalen Haftbefehls in 
Auslieferangshaft genommen wurden? 

Im Frühjahr 2007 wurde in Spanien eine Person aufgrund eines internationalen 
Haftbefehls festgenommen, die in Deutschland als Flüchtling im Sinne der 
Genfer Flüchtlingskonvention anerkannt war und daher eine gültige deutsche 
Aufenthaltserlaubnis besaß. Diese Person wurde im Februar 2008 aus der Aus- 
lieferungshaft in Spanien entlassen. 


6. Welche Schlussfolgerungen zieht die Bundesregierung aus den Berichten 
über regelmäßige Folter und Misshandlungen durch Sicherheitskräfte im 
spanischen Staat für die zukünftige Kooperation deutscher Ermittlungs- 
und Justizbehörden im spanischen Staat im Rahmen der polizeilichen 
Amtshilfe und Rechtshilfeersuchen seitens deutscher und spanischer Be- 
hörden? 

Die Bundesregierung geht davon aus, dass es sich bei den Berichten über Folter 
und Misshandlungen nicht um ein systematisches Problem der spanischen 
Justiz- und Sicherheitsbehörden handelt. Für Spanien als Mitgliedstaat der EU 
gelten strenge Anforderangen an die Menschenrechtsstandards. Es bestehen 
keine Anhaltspunkte, dass regelmäßig gegen diese Standards verstoßen wird. 
Daher sieht die Bundesregierung keine Veranlassung, die polizeiliche Amts- 
hilfe und Rechtshilfeersuchen einzuschränken. 


7. Inwieweit sieht die Bundesregierung angesichts der Berichte über Folter 
und Misshandlungen von Flüchtlingen durch Sicherheitskräfte im spani- 
schen Staat eine Gefahr für Flüchtlinge, die aufgrund der Dublin-II-Ver- 
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Ordnung aus der Bundesrepublik Deutschland in den spanischen Staat 

rücküberstellt werden? 

a) Inwieweit ist der Bundesregierung bekannt, ob aus der Bundesrepublik 
Deutschland in den spanischen Staat abgeschobene Flüchtlinge dort 
Folter oder sonstiger erniedrigender Behandlung von Seiten der Sicher- 
heitskräfte ausgesetzt waren? 

b) Inwieweit bemüht sich die Bundesregierung, Kenntnisse über das wei- 
tere Schicksal von Flüchtlingen zu erlangen, die in den spanischen 
Staat überstellt wurden? 

c) Welche Schlussfolgerungen zieht die Bundesregierung aus den genann- 
ten Berichten über Folter und Misshandlungen von Flüchtlingen im 
Hinblick auf die weitere Umsetzung der Dublin-11- Verordnung gegen- 
über dem spanischen Staat? 

Der Bundesregierung sind keine Fälle von Menschenrechtsverletzungen gegen- 
über Asylbewerbern, die gemäß der Dublin-ll- Verordnung von Deutschland 
nach Spanien überstellt worden sind, bekannt. Das Dublin- Verfahren mit 
Spanien wird unverändert durchgeführt. 


8. Inwieweit berücksichtigt die Bundesregierung die Menscherrrechtssitua- 
tion im spanischen Staat bei ihrer Zustimmung zur Auflistung von baski- 
schen Organisationen wie der Partei Batasuna oder der Gefangenenhilfsor- 
ganisation Gestoras pro-amnistla auf der EU-Liste terroristischer Organi- 
sationen? 

Die Bundesregierung vertritt die Auffassung, dass die Mitgliedstaaten der Eu- 
ropäischen Union eine Gemeinschaft demokratischer Rechtsstaaten bilden, die 
die Menschenrechte fördern und achten. Nach den Gemeinsamen Standpunkten 
des Rates der EU vom 27. Dezember 2001 und vom 6. Juni 2003 über die An- 
wendung besonderer Maßnahmen zur Bekämpfung des Terrorismus (2001/931/ 
GASP bzw. 2003/402/GASP) handelt es sich bei den beiden genannten Organi- 
sationen um Unterorganisationen der ETA und um terroristische Vereinigungen 
im Sinne des Artikels 1 Absatz 2 des Gemeinsamen Standpunktes 2001/931. 
Listungsentscheidungen der Europäischen Union werden von allen Mitglied- 
staaten im Konsens getroffen. Voraussetzung für die Aufnahme in die Liste ist, 
dass die im Gemeinsamen Standpunkt 2001/931 definierten Kriterien in Bezug 
auf solche Personen oder Vereinigungen erfüllt sind. Sie gehen auf den Antrag 
eines oder mehrerer Staaten zurück, eine Person oder Vereinigung in die von 
der EU geführte Liste aufzunehmen oder von dieser zu streichen. 

a) Woher hat die Bundesregierung Kenntnisse über die Verbindung von 
auf der EU-Terrorliste genannten baskischen Organisationen und Per- 
sonen mit der ETA oder terroristischen Aktivitäten? 

Die Frage betrifft auch Angelegenheiten der Nachrichtendienste. Zu diesen 
äußert sich die Bundesregierung nur in den zuständigen Gremien des Deut- 
schen Bundestages. 

b) Inwieweit kaim die Bundesregierung ausschließen, dass diese Erkermt- 
nisse auf Aussagen beruhen, die unter Folter erpresst wurden? 

Spanien fördert und achtet — wie auch alle anderen Mitgliedstaaten der Euro- 
päischen Union - die Menschenrechte und lehnt Folter ab. Es ist Unterzeichner 
einschlägiger Folterverbotskonventionen. 

c) Inwieweit würde die Bundesregierung ihre Zustimmung zur Nennung 
baskischer Organisationen und Personen auf der EU-Terrorliste zukünf- 
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tig verweigern, wenn die Informationen über eine Verbindung dieser 
Organisationen oder Personen mit der ETA oder terroristischen Aktivi- 
täten auf unter Folter erpressten Aussagen beruhen? 

Die Bundesregierung lehnt Folter als ein Mittel zur Erlangung von Aussagen 
strikt ab. 
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